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Bei der hessischen Stadt Autal wurde eine neue Arbeitszeitregelung mit flexibler Arbeitszeit eingeführt. Diese Arbeitszeitregelung gilt für alle Beschäftigten mit Ausnahme des Bauhofes, der Kindergärten und der im Forst beschäftigten Mitarbeiter. Da die Verwaltung in insgesamt fünf räumlich voneinander getrennten Gebäuden untergebracht ist, wurde in der zwischen dem Bürgermeister und dem Personalrat zur flexiblen Arbeitszeit abgeschlossenen Dienstvereinbarung geregelt, dass auf die Installation von teuren Zeiterfassungsanlagen verzichtet wird und sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mittels der ohnehin miteinander vernetzten PC´s an- und abmelden. 
Der Angestellte Klaus Erbsenzähler ärgert sich nun schon geraume Zeit über diese Regelung, denn für die Kolleginnen und Kollegen, die ihre Büros im unteren Stockwerk haben, läuft schon längst die Arbeitszeit, wenn er noch auf der Treppe zu seinem im vierten Stock gelegenen Büro ist. Außerdem hat man ihm - trotzdem er das schon seit Jahren beantragt - noch immer keinen neuen PC beschafft. Und bis sein alter 386er hochgefahren ist, haben die im ersten Stock schon längst ihren Kaffee fertig und die erste Seite der Bild-Zeitung durch. Wohlgemerkt während der Arbeitszeit. Und abends beim nach Hause gehen, ist das dieselbe Leier. 

Das sind bestimmt jedes Mal sechs Minuten; also 12 Minuten täglich. Bei 220 Arbeitstagen macht das im Jahr glatte 44 Stunden! 
Er will nun Klarheit, ob das denn alles Rechtens ist.

Aufgabe 1 :

Beurteilen Sie die Sach- und Rechtslage.
Aufgabe 2:

Welchen Wortlaut hätte ein Antrag, den Herr Erbsenzähler beim Arbeitsgericht stellen müsste?
Aufgabe 3:

Wie würde nach Ihrer Auffassung das Arbeitsgericht entscheiden?
Lösung
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Aufgabe 1:

Die Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes lassen zunächst einmal sowohl die wöchentliche Arbeitszeit als auch die Möglichkeiten zur gleitenden oder flexiblen Arbeitszeit offen. Auch werden keine Aussagen zur Erfassung der Arbeitszeit gemacht. Hier werden lediglich Regelungen zur maximalen täglichen Arbeitszeit und zu den Pausen getroffen. Dies ist aber nicht Gegenstand dieser Prüfung. 

Die tarifvertragliche Grundlage bildet der § 6 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD). Hier haben die Tarifvertragsparteien lediglich die regelmäßige durchschnittliche wöchentlche Arbeitszeit (z.Zt.39 Std./Woche) festgelegt.
Im Gegensatz zu den früheren Regelungen im BAT und BMT-G enthält der TVöD keine tariflichen Regelungen hinsichtlich Beginn und Ende der Arbeitszeit. Mithin muss für deren Bestimmung auf die jeweils konkret arbeitsvertraglich vereinbarte und geschuldete Tätigkeit abgestellt werden. Die Arbeitszeit beginnt hiernach zu dem Zeitpunkt, zu dem die/der Beschäftigte die vertraglich geschuldete Tätigkeit an dem durch seinen Arbeitgeber bestimmten Arbeitsplatz aufnimmt. Arbeitsplatz in diesem Sinne ist der Ort, an dem der Beschäftigte die geschuldete Arbeitsleistung tatsächlich erbringt.
Die zwischen dem Dienststellenleiter und dem Personalrat getroffene Dienstvereinbarung konkretisiert dies ausdrücklich indem die Arbeitsaufnahme durch Anmeldung am PC bzw. im Netzwerk registriert wird.  
Nach § 74 Abs. 1 des Hessischen Personalvertretungsgesetzes (HPVG) ist für eine Mitbestimmung und für den Abschluss entsprechender Dienstvereinbarungen nur dann Raum, soweit nicht eine Regelung durch Gesetz oder Tarif erfolgt. Die Frage des Beginns der Arbeitszeit ist weder im Arbeitszeitgesetz noch im TVöD abschließend geregelt. Die getroffene Vereinbarung ist rechtskonform und gültig.
Aufgabe 2:

Der Antrag müsste lauten:
Ich beantrage festzustellen, dass die mit Dienstvereinbarung vom …. getroffene Regelung rechtswidrig ist und gleichzeitig den Magistrat der Stadt  Autal zu verpflichten, meine Arbeitszeit ab dem Zeitpunkt des Erreichens bzw. Verlassens des Verwaltungsgebäudes anzurechnen.

Anmerkung: 
Unter Wahrung der Ausschlussfrist nach § 37 TVöD gilt der Anspruch auf Zeitgutschrift dann auch ein halbes Jahr rückwirkend 

Aufgabe 3:
Das Arbeitsgericht wird der Klage nicht stattgeben.
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